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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Finanzen

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 16/7833

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Staatshaus-
haltsplan von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 
2020/21

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 16/7833 – mit folgenden 
Änderungen zuzustimmen:

1. Nach § 1 wird folgender neuer § 2 eingefügt:

„§ 2

	� In § 5 Absatz 1 des Staatshaushaltsgesetzes 2020/21 wird der Betrag  
,200 000 000 Euro‘ durch den Betrag ,1 000 000 000 Euro‘ ersetzt.“

2. Der bisherige § 2 wird § 3 und wie folgt gefasst:

„§ 3

	� Nach § 7 des Staatshaushaltsgesetzes 2020/21 werden die folgenden § 7 a und  
§ 7 b eingefügt:

,§ 7 a

	 Der Haushaltsvermerk bei Kapitel 1212 Titel 919 01 wird wie folgt ergänzt:

		�  ,– �für Mehrausgaben aufgrund von notwendigen staatlichen Maßnahmen zur   
Bekämpfung von Pandemien, zum Beispiel im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung des Coronavirus,

		  – �für Mehrausgaben aufgrund von notwendigen wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen der Coronavirus-   
Pandemie.‘

Ausgegeben: 31. 03. 2020
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§ 7 b

	 �(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die für die Vereinnahmung von fi-
nanziellen Beteiligungen des Bundes bzw. der EU im Zusammenhang mit der 
Coronavirus-Pandemie notwendigen Titel zu schaffen. 

	�� (2) Die Ausgabeermächtigung bei Kapitel 1212 Titel 919 01 erhöht sich in Höhe 
der Einnahmen gemäß Absatz 1.‘ “

3. Der bisherige § 3 wird § 4.

19. 03. 2020

Der Berichterstatter:		  Der Vorsitzende:

Peter Hofelich				   Rainer Stickelberger

B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Gesetzentwurf der Landesregierung – Ge-
setz über die Feststellung eines Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Baden-
Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 – Drucksache 16/7833 in seiner  
54. Sitzung am 19. März 2020 beraten. 

Der Vorsitzende trägt vor, das Plenum befasse sich schon in seiner heutigen Sit-
zung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf. Bis dahin könne der schriftliche Be-
richt über die jetzt erfolgende Beratung im Ausschuss nicht vorliegen. Daher sei im 
Plenum gegebenenfalls mündliche Berichterstattung erforderlich.

Die Regierungsfraktionen sowie die Fraktion der AfD hätten zu dem Gesetzent-
wurf jeweils einen Änderungsantrag eingebracht (Anlagen 1 und 2). Diese beiden 
Anträge seien mit zur Beratung aufgerufen.

Dem Ausschuss sei ferner ein Schreiben der Finanzministerin vom 18. März 2020 
zugegangen (Anlage 3), in dem sie aufführe, für welche Maßnahmen grundsätzlich 
eine Entnahme aus der Rücklage für Haushaltsrisiken vorgesehen werden solle.

Da es zu dem Gesetzentwurf Drucksache 16/7833 keine Erste Beratung gegeben 
habe, schlage er vor, dass die Ministerin für Finanzen zunächst in die Thematik 
einführe und der Ausschuss danach in die Diskussion eintrete.

		  Der Ausschuss erhebt gegen dieses Verfahren keinen Widerspruch.

Die Ministerin für Finanzen legt dar, mit dem von der Landesregierung einge-
brachten Nachtragshaushalt solle der Verwendungszeck der Rücklage für Haus-
haltsrisiken erweitert werden. Die Regierungsfraktionen forderten in ihrem Än-
derungsantrag (Anlage 1) nun richtigerweise eine noch darüber hinausgehende 
Erweiterung. Der Sinn des Nachtrags liege darin, dass das Land handlungsfähig 
bleibe und wichtige staatliche sowie wirtschaftspolitische Maßnahmen sehr zügig 
auf den Weg bringen könne, um die Coronavirus-Pandemie und deren wirtschaft-
liche Folgen zu bekämpfen.

Bei den Maßnahmen, die im Moment zur Debatte stünden, gehe es hauptsächlich 
um den Gesundheitsschutz. Sie habe ihren dafür zuständigen Ministerkollegen für 
Soziales und Integration gebeten, ebenfalls zu dieser Ausschusssitzung zu kom-
men, um hier bei Bedarf zu den betreffenden Maßnahmen Stellung nehmen zu 
können.

Der Landtag befasse sich in seiner heutigen Plenarsitzung auch mit dem Antrag 
der Landesregierung, Drucksache 16/7899. Danach möge der Landtag feststellen, 
dass es sich bei der Coronavirus-Pandemie um eine Naturkatastrophe im Sinne des 
§ 18 Absatz 6 Satz 1 der Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg (LHO) 
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handle. Diese Feststellung wiederum sei die Voraussetzung, um abweichend von 
den in der LHO niedergelegten Vorgaben der Schuldenbremse Kredite aufnehmen 
zu dürfen. 

In weiteren Schritten sei zunächst ein Gesetzentwurf einzubringen, der zum einen 
die Höhe des Kreditbedarfs bestimme und zum anderen einen Tilgungsplan fest-
lege. Schließlich sei noch einmal ein Nachtrag erforderlich, um die Einnahmen 
aus den aufgenommenen Krediten der Rücklage für Haushaltsrisiken zuzuführen.
Die Mitglieder des Finanzausschusses hätten am Montag, 16. März 2020, im Um-
laufverfahren in eine überplanmäßige Ausgabe von über 48 Millionen € zur Be-
schaffung von Schutzkleidung eingewilligt. Sie danke dem Ausschuss für dieses 
schnelle, pragmatische Vorgehen und auch für die gute Zusammenarbeit, die gera-
de in dieser schwierigen Zeit besonders wichtig sei.

Der Vorsitzende schließt sich dem Dank an die Ausschussmitglieder an und fügt 
hinzu, die Ministerin habe ihn am letzten Freitag auf das beschleunigte Verfahren 
angesprochen. Dem habe der Ausschuss durch einen Beschluss im Umlaufverfah-
ren entsprochen.

Dem Ausschuss liege auch ein Schreiben des Abgeordneten der Fraktion der FDP/
DVP vom 5. März 2020 vor (Anlage 4). Darin gehe es insbesondere um die Frage, 
welche Maßnahmen die Landesregierung aktuell eingeleitet habe, für die Mittel 
aus der Rücklage entnommen werden sollten. 

Da der Minister für Soziales und Integration jetzt anwesend sei, wäre es zweckmä-
ßig, zunächst die Fragen zu besprechen, die den sozialen und den medizinischen 
Bereich beträfen. Anschließend könnte der Minister diese Sitzung verlassen und in 
den parallel tagenden Sozialausschuss wechseln.

		  Der Ausschuss erhebt dagegen keinen Widerspruch.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU dankt der Finanzministerin für ihre Aus-
führungen und fährt fort, das Schreiben von dem Abgeordneten der Fraktion der 
FDP/DVP könne schriftlich beantwortet werden. Dadurch würde Zeit gewonnen. 
Seines Erachtens bedürfe es hier keiner langen Diskussion über Maßnahmenpake-
te. Der Minister für Soziales und Integration habe andere Aufgaben zu erfüllen, als 
hier noch einiges mündlich zu erläutern. Er hielte es für hilfreich, wenn der Minis-
ter dem Ausschuss einen kurzen schriftlichen Bericht erstatten würde.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erwidert, nachdem der Minister für 
Soziales und Integration ohnehin anwesend sei, könne er jetzt auch einige mündli-
che Erläuterungen geben.

Der Minister für Soziales und Integration führt aus, in der gegenwärtigen Zeit sei 
jede schriftliche Arbeit für sein Haus ein „Akt“. Daher bitte er, zumal er jetzt ohne-
hin anwesend sei, kurz mündlich berichten zu dürfen.

Die bundesweit beschlossenen Maßnahmen, die das öffentliche Leben und die Be-
triebe stark einschränkten, seien in erster Linie deshalb ergangen, um die Ausbrei-
tung des Coronavirus möglichst zu verhindern, zumindest aber zu verlangsamen, 
sowie das medizinische System so auszustatten, dass eine sicher folgende Welle an 
Behandlungen vor allem von vulnerablen Gruppen gut bewältigt werden könne.
Auch bei Infektionen, die ohne Symptome verliefen, müssten die Kliniken mit 
Schutzausrüstung arbeiten können. Demnach würden in großem Maß Ausrüs-
tungsgegenstände benötigt. Die Beschaffungen erfolgten zum einen dezentral 
über das Land und zum anderen zentral über den Bund. Das Land werde zehn 
Millionen OP-Masken, eine Million FFP2-Masken, 100 000 FFP3-Masken,  
45 900 Handschuhe und 7 760 Atemschutzgeräte besorgen. Darüber hinaus sei-
en drei Millionen FFP2-Masken, die über den Bund beschafft würden, unter den  
16 Bundesländern zu verteilen. Zu den derzeit verfügbaren 2 200 Beatmungsge-
räten kämen bis Jahresende 1 600 hinzu. Die aktuell vorhandenen 3 200 Intensiv-
plätze würden aufgerüstet. 

Beabsichtigt sei eine umfassende Umstrukturierung. Ehemalige Krankenhausge-
bäude sollten selektiv genutzt werden, um „normale Kranke“ von denjenigen tren-
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nen zu können, die aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus einer intensiven 
Behandlung bedürften, und auf diese Weise einen erweiterten Eintrag in das Sys-
tem zu vermeiden. 

Die ergriffenen Maßnahmen müssten jetzt 14 Tage lang ihre Wirkung entfalten 
können. Daher sei es nicht sinnvoll, die Situation durch öffentliche Äußerungen 
täglich zu verschärfen. Wenn beispielsweise in einer Fernsehrunde das Wort Aus-
gangssperre falle, seien in den Folgetagen bestimmte Artikel erst recht nicht mehr 
erhältlich.

Mit ihren Maßnahmen wolle die Landesregierung dafür sorgen, dass Ruhe bewahrt 
werde. Dazu gehöre, die sozialen Kontakte um 50 % zu verringern. Gleichzeitig 
werde mit dem bereitgestellten Material das medizinische Angebotsportfolio auch 
in Absprache mit der „Blaulichtfamilie“ maximal ausgebaut.

Auch sein Haus selbst benötige zusätzliche Mittel und personelle Verstärkung, da 
es die sich stellenden Aufgaben sonst nicht mehr bewältigen könne. Erforderlich 
seien umfassende Informationsstrategien.

Die benötigten Materialien seien in dynamischer Weise zu beschaffen, da das 
Krankenhauspersonal in wenigen Wochen nur noch mit Schutzausrüstung arbei-
te. Dafür seien die Mittel erforderlich. Allerdings gestalte es sich sehr schwierig, 
die notwendige Ausrüstung zu besorgen, da hiervon auf dem freien Markt kaum 
etwas erhältlich sei. Das Land werde in Bezug auf die erforderliche Ausrüstung in 
solidarischer Weise auch durch die baden-württembergische Industrie unterstützt.

Leider sei die kritischste Gruppe die der sehr mobilen Jungseniorinnen und -senio-
ren. Angehörige dieser Gruppe träfen sich zu den Zeiten, zu denen Gaststätten ge-
öffnet hätten, um den Beschäftigten ein Mittagsessen anzubieten, zu „Kaffee- und 
Kuchenpartys“. Er bitte die Abgeordneten, in ihrem Umfeld darauf hinzuweisen, 
dass ein solches Verhalten zu unterlassen sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD fragt, ob einigermaßen verlässliche Daten 
dazu vorlägen, wie lange Patienten, die an Covid-19 erkrankt seien, auf einer In-
tensivstation verweilten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, die Preise für manche Gesund-
heitsmittel stiegen offenbar dramatisch an. Ihn interessiere, ob Möglichkeiten bzw. 
Strategien bestünden, um dem entgegenzuwirken.

Der Minister für Soziales und Integration gibt bekannt, bis Mitte März – also auf 
der Basis einer deutlich geringeren Fallzahl als aktuell – hätten einer Stichtagser-
hebung zufolge 10 % der Infizierten einer Krankenhausbehandlung und 1 % davon 
wiederum einer Intensivbehandlung bedurft. 90 % aller Fälle verliefen moderat 
bzw. sogar ohne Symptome. Bei Kindern, die sich infiziert hätten, seien die Sym-
ptome am geringsten ausgeprägt. Vor diesem Hintergrund konzentriere sich die 
Strategie auf Personen ab 60 Jahren sowie auf Personen mit Vorerkrankungen. Die 
Krankenhäuser müssten mit einer ausreichenden Zahl an Beatmungsgeräten aus-
gerüstet sein, um hier genau den Fall zu vermeiden, der aus Italien berichtet werde, 
wonach ein älterer Patient von seinem Beatmungsgerät getrennt worden sei, um 
einen jüngeren daran anzuschließen.

Die Preise seien in der Tat gestiegen, und zwar für alles, was in diesem Zusam-
menhang nachgefragt werde. Die Angebote würden geprüft, da auch viele „Schar-
latane“ unterwegs seien. Gegebenenfalls müsse auch mit der Beschlagnahme von 
Material gerechnet werden. Die ursprünglichen Marktpreise ließen sich nicht mehr 
erreichen. Das Land werde auch nicht alle Kosten im Verhältnis 1 : 1 an Kommu-
nen und Kliniken weitergeben können.

Der Bundestag werde am 25. März 2020 das COVID-19-Krankenhausentlastungs-
gesetz beschließen. Zwei Tage später folge das entsprechende Votum des Bun-
desrats. Mit dem Gesetz werde dafür gesorgt, dass die Kliniken nicht in Liquidi-
tätsengpässe gerieten und nicht lange mit den Kassen nachverhandeln müssten. 
Die Kliniken hätten jetzt erhebliche Entgeltausfälle, weil sie schon aufgefordert 
worden seien, keine Wahleingriffe mehr vorzunehmen. Die Landesregierung sei 
auf allen Ebenen bemüht, eine materielle Entlastung zu erreichen.
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Der Abgeordnete der Fraktion der AfD dankt dem Minister für dessen Auskünfte 
und weist darauf hin, er habe zuvor allerdings nach der Dauer gefragt, die ein an 
Covid-19 Erkrankter in einer Klinik verweile. Für die Kapazität sei es ja relevant, 
wie lange im Durchschnitt ein Kranker ein Beatmungsgerät in Anspruch nehme. 
Ihn interessiere, ob dazu schon Zahlen vorlägen.

Der Minister für Soziales und Integration antwortet, dies lasse sich noch nicht dar-
stellen, weil es sich bisher eher um Einzelfälle handle. Nun jedoch erfolge der Ein-
trag in die Gesellschaft. Ältere Menschen wiederum bedürften auch einer längeren 
Behandlung. Er reiche die Antwort auf die Frage des Abgeordneten der Fraktion 
der AfD gern über den Sozialausschuss nach.

Der Vorsitzende erklärt, es ließe sich darüber diskutieren, in welchem Verhältnis 
die beiden vorliegenden Änderungsanträge zueinander stünden, da sie sich sachlich 
auf das Gleiche bezögen. Er schlage vor, über die Anträge nach der Reihenfolge ih-
res Eingangs abzustimmen. Dies sei auch bei den Haushaltsberatungen praktiziert 
worden. Demnach würde er zuerst über den Änderungsantrag der Regierungsfrak-
tionen abstimmen lassen, da dieser vor dem Änderungsantrag der AfD-Fraktion 
eingegangen sei.

Der Ausschuss erhebt gegen dieses Verfahren keinen Widerspruch.

In förmlicher Abstimmung stimmt der Ausschuss sodann dem Änderungsantrag 
der Regierungsfraktionen (Anlage 1) zu.

Der Änderungsantrag der AfD-Fraktion (Anlage 2) wird mehrheitlich abgelehnt.
Schließlich empfiehlt der Ausschuss dem Plenum in förmlicher Abstimmung, dem 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/7833, mit den beschlossenen 
Änderungen zuzustimmen.

30. 03. 2020

Hofelich 
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� Anlage 1

Landtag von Baden-Württemberg						    
16. Wahlperiode

Änderungsantrag 

der Fraktion GRÜNE und
der Fraktion der CDU 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/7833 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Staatshaushaltsplan 
von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Nach § 1 wird folgender neuer § 2 eingefügt:

„§ 2

	� In § 5 Absatz 1 des Staatshaushaltsgesetzes 2020/21 wird der Betrag  
‚200 000 000 Euro‘ durch den Betrag ‚1 000 000 000 Euro‘ ersetzt.“ 

2. Der bisherige § 2 wird § 3 und wie folgt gefasst:

„§ 3

	� Nach § 7 des Staatshaushaltsgesetzes 2020/21 werden die folgenden § 7 a und  
§ 7 b eingefügt:

,§ 7 a

	 Der Haushaltsvermerk bei Kapitel 1212 Titel 919 01 wird wie folgt ergänzt:

	 ,– �für Mehrausgaben aufgrund von notwendigen staatlichen Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Pandemien, zum Beispiel im Zusammenhang mit der Be-
kämpfung des Coronavirus,

		  – �für Mehrausgaben aufgrund von notwendigen wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen der Coronavirus-Pan-
demie.‘

§ 7 b

	 �(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die für die Vereinnahmung von fi-
nanziellen Beteiligungen des Bundes bzw. der EU im Zusammenhang mit der 
Coronavirus-Pandemie notwendigen Titel zu schaffen. 

	� (2) Die Ausgabeermächtigung bei Kapitel 1212 Titel 919 01 erhöht sich in Höhe 
der Einnahmen gemäß Absatz 1.‘ “
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3. Der bisherige § 3 wird § 4.

18. 03. 2020

Schwarz, Andreas, Walker 
und Fraktion

Dr. Reinhart, Wald 
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Zur Änderung in § 5 Absatz 1 StHG 2020/21:

Das Coronavirus hat Auswirkungen auf die gesamte Gesellschaft und nicht zuletzt 
auch auf die Wirtschaft im Land. Es zeichnet sich eine nachlassende Nachfrage 
und die mögliche Unterbrechung von Lieferketten ab. Gleichzeitig können lau-
fende Kosten oft gar nicht oder nur langsam abgebaut werden, sodass es zu Li-
quiditätsengpässen kommen kann. Um die Betriebe im Land auch weiterhin mit 
ausreichend Liquidität auszustatten, kann nicht ausgeschlossen werden, dass es in 
diesem Zusammenhang auch zu einer verstärkten Nachfrage nach Bürgschaften 
kommt. Um die Nachfrage ausreichend und umgehend bedienen zu können, soll 
der Ermächtigungsbetrag zur Übernahme von Bürgschaften in § 5 Abs. 1 StHG für 
die Jahre 2020 und 2021 von bisher 200 Mio. € auf 1 000 Mio. € erhöht werden.

Zur Ergänzung in § 7 a StHG 2020/21:

Die wirtschaftlichen Folgen der Coronavirus-Pandemie drohen ebenso wie die 
Pandemie selbst bedrohliche Ausmaße anzunehmen. Um notwendige Entscheidun-
gen zur Stützung von existenzgefährdeten Unternehmen und zur Bekämpfung von 
anderen wirtschaftspolitischen Notlagen in Folge der Coronavirus-Pandemie rasch 
umsetzen zu können, ist die Erweiterung der Verwendungszwecke der Rücklage 
für Haushaltsrisiken dringend notwendig. 

Das Maßnahmeninstrumentarium ist im Anschluss an die Gesetzesänderung von 
der Landesregierung im Einzelnen zu definieren und auf die Hilfen des Bundes 
und/oder der EU abzustimmen.  

Zum ergänzten § 7 b StHG 2020/21:

Mit dem neu aufzunehmenden § 7 b soll die Möglichkeit geschaffen werden, mög-
liche finanzielle Beteiligungen des Bundes bzw. der EU umgehend einsetzen zu 
können. Die Bundes- bzw. EU-Mittel sollen zunächst der Rücklage für Haushalts-
risiken über Kapitel 1212 Titel 919 01 zugeführt werden und können dann im Voll-
zug zweckentsprechend eingesetzt werden.  
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� Anlage 2

Landtag von Baden-Württemberg	  
16. Wahlperiode							        

Änderungsantrag

der Fraktion der AfD

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 16/7833

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2

Nach § 7 des Staatshaushaltsgesetzes 2020/21 werden folgende § 7 a, § 7 b und  
§ 7 c eingefügt: 

‚§ 7 a

Der Haushaltsvermerk bei Kapitel 1212 Titel 919 01 wird wie folgt ergänzt: 

,– f�ür Mehrausgaben aufgrund von notwendigen staatlichen Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Pandemien, zum Beispiel im Zusammenhang mit der Bekämp-
fung des Coronavirus,

  – �für Soforthilfen für diejenigen Freiberufler und Selbstständigen sowie kleinen 
und mittelständischen Unternehmen, die infolge der Corona-Pandemie in Li-
quiditätsprobleme kommen (bis 5 Mitarbeiter 5 000 Euro, bis 10 Mitarbeiter  
7 500 Euro, bis 50 Mitarbeiter 15 000 Euro, bis 250 Mitarbeiter 30 000 Euro),

  – �für staatliche Beteiligungen an systemrelevanten mittelständischen Betrieben, 
sofern diese infolge der Corona-Krise in ihrem Fortbestand bedroht sind,

  – �für Mehrausgaben durch die Erstattung von Beiträgen für die Kindergartenbe-
treuung, welche die jeweiligen Träger den Eltern im Rahmen der Einschränkun-
gen durch die Maßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus erlassen.‘

§ 7 b

		  Schaffung eines Sonderfonds ,Zuführung Rücklage Corona-Pandemie‘

Auf Seite 260 des Epl. 12 ist in Kapitel 1212 folgender Titel neu einzufügen:

Kapitel. 1212 Titel 919 04 (N) Zuführung Sonderfonds Corona-Pandemie 2020  
7 000 000 2021 0,0

		  E r l ä u t e r u n g

		�  Die Mittel stehen bereit für Ausgaben aufgrund von notwendigen staatlichen 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Pandemien, zum Beispiel im Zusammen-
hang mit dem Corona-Virus und zur Vorsorge gegen damit bestehende Risi-
ken.
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		�  Insbesondere stehen die Mittel bereit für Unterstützungsleistungen an Freibe-
rufler und Unternehmen jeder Rechtsform, die aufgrund von Maßnahmen der 
Landesregierung gegen die Ausbreitung des Coronavirus von der Schließung 
ihrer Einrichtungen und Betriebe oder von der Untersagung ihrer Leistungen 
betroffen sind. Ebenfalls abgedeckt werden potenzielle Beteiligungen des 
Landes an Unternehmen, um den Betrieb sicherzustellen. Der Fonds dient 
ebenfalls dazu, die Maßnahmen zur Erstattung der Kosten der Kindergarten-
betreuung zu finanzieren.

§ 7 c 

Kreditermächtigung zur Finanzierung des Sonderfonds  
,Zuführung Rücklage Corona-Pandemie‘

(1) Das Ministerium für Finanzen wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben 
von Kapitel 1212 (Sonderfonds ,Zuführung Rücklage Corona-Pandemie‘) und 
den dort auszugleichenden Mindereinnahmen im Haushaltsjahr 2020 Kredite am 
Kreditmarkt bis zur Höhe von 7 000 000 000 Euro aufzunehmen. Die Krediter-
mächtigung kann übertragen werden, soweit diese Kreditmittel bis zum Ablauf des 
Haushaltsjahres 2020 nicht aufgenommen wurden und zur Deckung noch benötigt 
werden. 

(2) Ab dem Haushaltsjahr 2024 ist jährlich 1/20 der im Kapitel 1212 (Sonder-
fonds ,Zuführung Rücklage Corona-Pandemie‘) aufgenommenen und bis Ende des 
Haushaltsjahres 2023 noch nicht zurückgeführten Schulden zu tilgen.

(3) § 4 Absatz 2, 3 und 6 gilt sinngemäß.‘ “

18. 03. 2020

Gögel, Dr. Podeswa, Dr. Baum
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Zu § 7 a

Die Unternehmen, Freiberufler und Selbstständigen im Land stehen vor enormen 
Liquiditätsproblemen. Das Land ist in der Verantwortung, kurzfristig für die Über-
brückung dieser Liquiditätsprobleme zu sorgen. Das Land kann hierzu insbesonde-
re seine Banken einsetzen und mit den bereitgestellten Mitteln für Kredite bürgen. 
Deshalb muss das Land unverzüglich als Maßnahmen Soforthilfen in Kraft setzen. 
 
Mit dem Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 2020/21 werden die haushaltsrecht-
lichen Voraussetzungen für eine Erstattung der entfallenden Kindergartenbeiträ-
ge, welche die Träger den Eltern im Rahmen der Bekämpfung des Coronavirus 
erlassen, geschaffen. Damit wird der Staat seiner Verantwortung auch finanziell 
gerecht, aufgrund der er die Schließung der Einrichtungen verfügt hat.

Zu § 7 b und § 7 c

Gemäß § 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung (LHO) darf im Falle von Na-
turkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle 
des Landes Baden-Württemberg entziehen und dessen Finanzlage erheblich beein-
trächtigen von den geltenden Gesetzen bezüglich der Kreditaufnahme des Landes 
abgewichen werden. Bei der Corona-Pandemie handelt es sich nach wissenschaft-
lichen und politischen Kriterien um eine solche Naturkatastrophe und eine außer-
gewöhnliche Notsituation, die den Wohlstand und die Zukunft der Menschen und 
der Wirtschaft des Landes gefährdet.
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Die Corona-Pandemie begann im Dezember 2019 in China. Die chinesische Re-
gierung erließ am 23. Januar 2020 eine Quarantäne samt Komplettsperrung der Ur-
sprungsstadt Wuhan und weitete diese Komplettsperrung schnell auf die gesamte 
Region Hubei aus. Zum heutigen Tag, dem 18. März 2020, wurden nur Teile des 
Gebietes in der Region Hubei wieder von der Quarantäne befreit. Es ist also auch 
für Baden-Württemberg ein realistisches Szenario, dass die Quarantänemaßnah-
men länger als zwei Monate andauern können. Die Auswirkungen einer zweimo-
natigen Komplettsperrung auf die Wirtschaft in unserem Land müssen mit allen 
Mitteln abgefangen werden. Der Landtag steht also in dringender Verantwortung, 
das Land für diese Krise vorzubereiten. 

Auch die Einnahmesituation des Landes wird durch diese Naturkatastrophe in den 
Jahren 2020 und 2021 erheblich beeinträchtigt werden. Ein entsprechender Kre-
ditrahmen ist deshalb nötig. Für das Land Baden-Württemberg ist es Priorität, die 
Krankenhausversorgung reibungslos aufrechtzuerhalten. 

Darüber hinaus sind der Mittelstand und die Arbeitsplätze im Land in Gefahr. Eine 
bis zu zweimonatige Einschränkung des gesamten öffentlichen Lebens und des 
Wirtschaftslebens führt zu Liquiditätsknappheit bei den Unternehmen, die exis-
tenzgefährdet sind. Es gilt mit den bereitgestellten Mitteln diese Auswirkungen 
abzufedern.
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Anlage 3
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Anlage 4


